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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Erriditung einer Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

I, Allgemeines 

§ 1 

(1) Als Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung der Angestellten wird die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte (Bun- 
desversicherungsanstalt) errichtet; sie hat 
ihren Sitz in Berlin. 

(2) Die Bundesversicherungsanstalt ist eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(3) Die Bundesversicherungsanstalt führt 
die Versicherung nach dem Angestelltenver- 
sicherungsgesetz in der Fassung vom 28. Mai 
1924 (Reichsgesetzbl, I S. 563) und den zu 
seiner Ergänzung, Änderung und Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften durch. 

§ 2 

(1) Die Aufsicht über die Bundesversiche- 
rungsanstalt führt der Bundesminister für 
Arbeit; sie erstreckt sich darauf, daß Gesetz 
und Satzung beachtet werden. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit ist 
jährlich ein Geschäftsbericht vorzulegen, der 
den Rechnungsabschluß sowie eine Darstel- 
lung über die Entwicklung der Bundesver- 
sicherungsanstalt im abgelaufenen Geschäfts- 
jahr enthalten muß. Der Geschäftsbericht ist 
vom Vorstand zu erstatten und von der Ver- 
treterversammlung zu billigen. Der Geschäfts- 
bericht ist dem Bundestag vorzulegen. 

II. Organe 

§ 3 

(1) Die Organe der Bundesversicherungs- 
anstalt sind 


1. die Vertreterversammlung, 

2. der Vorstand. 

(2) Die Vertreterversammlung darf höch- 
stens aus sechzig, der Vorstand höchstens 
aus zwölf Mitgliedern bestehen. 

(3) Die Wahl der Organe erfolgt nach den 
Vorschriften des Gesetzes über die Selbstver- 
waltung und über Änderungen von Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Sozialversiche- 
rung (Selbstverwaltungsgesetz) in der Fas- 
sung vom 13. Äugust 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 427). 

§ 4 

(1) Die Organe haben die ihnen durch Ge- 
setz und Satzung zugewiesenen Äufgaben 
und Befugnisse. 

(2) Die Vertreterversammlung kann ins- 
besondere 

1. durch Beauftragte aus ihrer Mitte, die zu 
ihrer Unterstützung Sachverständige und 
Hilfskräfte zuziehen können, jederzeit die 
Geschäftsführung prüfen lassen, 

2. für Verfügungen über Grundstücke die 
Zustimmung der Vertreterversammlung 
oder eines Äusschusses vorschreiben, 

(3) Richtlinien über die Änlegung des 
Vermögens können von der Vertreterver- 
sammlung nur gemeinsam mit dem Vor- 
stand erlassen werden. 

IIL Geschäftsführung 

§ 5 

Die Mitglieder der Geschäftsführung wer- 
den nach Maßgabe des § 10 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit § 8 Abs. 1 Buchst, c des Selbst- 
verwaltungsgesetzes gewählt; sie haben die 
ihnen nach Gesetz und Satzung zugewiesenen 
Aufgaben und Befugnisse. 
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§6 

Urkunden in eigenen Angelegenheiten der 
Bundesversicherungsanstalt, die zur Vorlage 
beim Grundbuchamt bestimmt sind, müssen 
von zwei Mitgliedern der Geschäftsführung 
vollzogen und mit dem Siegel der Bundes- 
versicherungsanstalt versehen sein. Diese 
Urkunden haben die Eigenschaft öffentlicher 
Urkunden. 


IV. Satzung 

§ 7 

(1) Die Vertreterversammlung beschließt 
die Satzung; sie bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers für Arbeit. 

(2) Wird die Genehmigung versagt, so hat 
die Vertreterversammlung in der vom Bun- 
desminister für Arbeit festgesetzten Frist 
eine neue Satzung zu beschließen. Kommt 
kein Beschluß zustande oder wird auch die 
neue Satzung nicht genehmigt, so kann der 
Bundesminister für Arbeit die Satzung er- 
lassen und auf Kosten der Bundesversiche- 
rungsanstalt durchführen. 

§ 8 

Die Satzung muß Bestimmungen enthalten 
über 

1. Mitgliederzahl, Rechte und Pflichten der 
Vertreterversammlung, Art der Beschluß- 
fassung der Vertreterversammlung sowie 
ihre Vertretung nach außen, 

2. Mitgliederzahl, Art der Beschlußfassung 
des Vorstandes und seine Vertretung nach 
außen. Form der Willenserklärung des 
Vorstandes sowie seiner Unterschrift für 
die Bundesversicherungsanstalt, 

3. Vertretung der Bundesversicherungsan- 
stalt gegenüber dem Vorstand, 

4. Zahl der Mitglieder der Geschäftsführung 
sowie Art und Umfang ihrer Tätigkeit, 

5. Bildung von Ausschüssen der Organe, 

6 . V ersichertenältes te, V er tr auensmänner , 
ihre Wahl und Ihre Befugnisse, 

7. Aufstellung nud Abnahme der Jahres - 
rechnung. 


8. Veröffentlichung des Jahresabschlusses, 

9. Art der Bekanntmachungen, 

1 0. Änderung der Satzung. 


V. Beamte, Angestellte, Arbeiter 

§9 

(1) Die Geschäfte der Bundes Versicherungs- 
anstalt werden durch Beamte wahrgenom- 
men sowie durch Arbeitskräfte, die auf 
Grund privatrechtlichen Dienstvertrages an- 
gestellt sind. 

(2) Stellen für Beamte sollen nur in dem 
Umfange vorgesehen werden, als sie für eine 
Tätigkeit zur Erfüllung^ hoheitsrechtlicher 
Aufgaben erforderlich sind. §§ 15 und 16 
bleiben unberührt. 

§ 10 

(1) Die Beamten der Bundesversicherungs- 
anstalt sind mittelbare Bundesbeamte. 

(2) Oberste Dienstbehörde ist, soweit 
nicht die Zuständigkeit des Bundesministers 
für Arbeit begründet ist, der Vorstand der 
Bundesversicherungsanstalt; er kann die Aus- 
übung seiner Rechte auf den Vorsitzenden 
der Geschäftsführung übertragen. 

§ 11 

Die Mitglieder der Geschäftsführung wer- 
den nach Wahl durch die Vertreter Versamm- 
lung auf Vorschlag der Bundesregierung vom 
Bundespräsidenten in das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit berufen. Die übrigen Beam- 
ten werden auf Vorschlag des Vorstandes 
vom Bundesminister für Arbeit ernannt; er 
kann seine Befugnisse auf den Vorstand der 
Bundesversicherungsanstalt übertragen. 


VL Haushalt 
§ 12 

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Rechnungsbücher und die Kassen- 
bücher sind jährlich abzuschließen. 

(3) Der Vorstand prüft den Rechnungs- 
abschluß; die Vertfeterver Sammlung nimmt 
ihn ab. 
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S 13 

(1) Der Entwurf des Haushaltsplans wird 
vom Vorstand aufgestellt; er ist dem Bun- 
desminister für Arbeit spätestens am 1. Sep- 
tember vor Beginn des Geschäftsjahres, für 
das er gelten soll, vorzulegen. 

(2) Die Bundesregierxing kann innerhalb 
zweier Monate Beanstandungen erheben, 
wenn der Haushaltsplan gegen Gesetz oder 
Satzung verstößt oder die Leistungsfähigkeit 
der Bundesversicherungsanstalt zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen gefährdet. 

(3) Der Entwurf des Haushaltsplans soll 
spätestens am 1. November vor Beginn des 
Geschäftsjahres, für das er gelten soll, der 
Vertreterversammlung zur Beschlußfassung 
zugeleitet werden. Dabei hat der Vorstand 
zu den Beanstandungen der Bundesregierung 
Stellung zu nehmen, soweit er sie nicht be- 
rücksichtigt hat, 

(4) Die Vertreterversammlung stellt den 
Haushalt fest. Werden bei der Feststellung 
die Beanstandungen der Bundesregierung 
nicht berücksichtigt, so kann diese den Fest- 
stellungsbeschluß aufheben und den Haus- 
halt selbst feststellen. 

§ 14 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben werden 
nach dem festgestellten Haushalt verwaltet. 

(2) Ausgaben, die im Haushalt nicht vor- 
gesehen sind, bedürfen der Zustimmung der 
Vertreterversammlung. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 
L Beamte, Angestellte, Arbeiter 
§ 15 

Die beim Inkrafttreten des Gesetzes bei 
der Treuhandverwaltung der Reichsversiche- 
rungsanstalt für Angestellte in Berlin haupt- 
amtlich Beschäftigten treten mit dem Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes in den 
Dienst der Bundesversicherungsanstalt über. 
Soweit die Beschäftigten Beamte waren oder 
ihr Dienstverhältnis nach der Dienstordnung 
der Reichsversidierungsanstalt in der Fassung 
vom 30. Januar und 6. Februar 1933 und 
dem Nachtrag vom 30. November 1936 ge- 
regelt war, sind sie als Beamte zu überneh- 


men. Für die Übernahme früherer Beamter 
der Reichsversicherungsanstalt ist die Rechts- 
stellung maßgebend, die sie am 8. Mai 1945 
innegehabt haben. Dienstordnungsmäßig An- 
gestellte sind in der besoldungs rechtlichen 
Stellung zu übernehmen, die sie an diesem 
Tage hatten. Für die Angestellten und für 
die Arbeiter gilt § 18 entsprechend. 

S 16 

(1) Von der Gesamtzahl der am 31. De- 
zember 1952 bei den Landesversicherungs- 
anstalten beschäftigten Beamten ist von der 
Bundesversicherungsanstalt die Anzahl zu 
übernehmen, die dem Verhältnis der Zahl 
der für Januar 1953 im Bezirk der Landes- 
versicherungsanstalt gezahlten Renten aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter zur 
Zahl der aus der Rentenversicherung der 
Angestellten gezahlten Renten entspricht. 
Im übrigen gelten für die Beamten die Vor- 
schriften des Kapitels V des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete 
des allgemeinen Beamten-, des Besoldungs- 
und des Versorgungsrechts vom 30. Juni 1933 
in der Bundesfassung vom 24. Januar 1951 
(Bimdesgesetzbl. I S. 87, 97). 

(2) Die zu übernehmenden Beamten be- 
stimmt die für die abgebende Landesversiche- 
rungsanstalt zuständige Aufsichtsbehörde im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit. Grundsätzlich soll die Übernahme 
solcher Beamten der Landesversicherungsan- 
stalten nicht bestimmt werden, die bereits 
vor dem 8. Mai 1945 Beamte der Landesver- 
sicherungsanstalten waren. 

(3) Außer in den Fällen des § 23 Abs. 3 
des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, 
des Besoldungs- und des Versorgungsrechts 
kann der Vorstand der Bundesversicherungs- 
anstalt innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Beamte in den Warte- 
stand versetzen, die 

1 . für den Dienst in der Bundesversicherungs- 
anstalt nicht geeignet sind; der Einwand 
der Nichteignung soll in der Regel gegen- 
über solchen Beamten nicht erhoben wer- 
den, die vor dem 1. Januar 1949 in die 
Dienste einer Landesversicherungsanstalt 
getreten sind oder früher der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte angehört 
haben, 

2. nach dem 31. Dezember 1951 
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a) bei einer Landesversicherungsanstalt 
unter Verletzung der beamtenreditli- 
chen Vorschriften ernannt oder als 
solche befördert oder 

b) aus anderen Verwaltungen an eine Lan-* 
desversicherungsanstalt versetzt wor- 
den sind. 

(4) Für die Beamten, welche die Bundes- 
versicherungsanstalt nach Absatz 3 in den 
Wartestand versetzt, erstattet die abgebende 
Landesversicherungsanstalt die Hälfte des 
Versorgungsaufwandes, insbesondere Warte- 
geld, Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge. 

(5) Die nach Absatz 2 zu übernehmenden 
Beamten der Landesversicherungsanstalten 
werden zu dem Zeitpunkt Beamte der Bun- 
desversicherungsanstalt, in dem die Aufgaben 
auf dem Gebiete der Rentenversicherung der 
Angestellten nach § 26 auf die Bundesversi- 
cherungsanstalt übergehen, es sei denn, daß 
der Bundesminister für Arbeit im Einzelfalle 
einen anderen Zeitpunkt für die Übernahme 
bestimmt. 

§ 17 

Die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte ist „entsprechende Einrichtung" im 
Sinne des § 61 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 1 1 . Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 307) gegenüber 
der Reichsversicherungsanstalt für Ange- 
stellte (Nr. 11 der Anlage A zu § 2 Abs. 1 
des vorbezeichneten Gesetzes). Die oberste 
Dienstbehörde bestimmt sich nach § 10 Abs 2. 

§ 18 

(1) Die bei den Landesversicherungsanstal- 
ten beschäftigten Angestellten und Arbeiter, 
die am 31. Dezember 1952 ausschließlich für 
die Erfüllung von Aufgaben der Angestellten- 
versicherung tätig waren, treten zu den nach 
§ 26 bestimmten Zeitpunkten nach der für 
sie bisher maßgebenden Vergütungs- oder 
Lohngruppe in den Dienst der Bundesver- 
sicherungsanstalt. 

(2) Sind die Dienstbezüge eines Angestell- 
ten oder Arbeiters nach dem Stand am Tage 
vor der Übernahme höher als die am Tage 
der Übernahme zustehenden Dienstbezüge, 
so wird der Unterschiedsbetrag als persön- 
liche Ausgleichszulage so lange gewährt, bis 
er durch Steigen der Dienstbezüge ausgegli- 
chen wird. Hierbei werden nicht angerechnet 


Änderungen des Wohnungsgeldzuschusses 
und des örtlichen Sonderzuschlages, die durch 
Versetzung in einen anderen Ort oder durch 
Einweisung des Dienstortes In eine andere 
Ortsklasse eintreten. 

(3) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 2 
sind sämtliche laufenden Geldbezüge aus dem 
Dienstvertrag mit Ausnahme von Kinderzu- 
schlägen, Überstundenvergütungen, Auf- 
wandsentschädigungen, Reisekostenvergütun- 
gen und Wohnungsgeldern. 


11. Vermögen 
§ 19 

(1) Die Reichsversicherungsanstalt für An- 
gestellte wird mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgelöst. Ihr Vermögen (Eigentum 
und alle sonstigen Vermögensrechte) sowie 
die aus Mitteln dieses Vermögens nach dem 
8. Mai 1945 für die Reichsversicherungsan- 
stalt erworbenen Vermögensrechte gehen auf 
die Bundesversicherungsanstalt über. 

(2) Ferner gehen das Eigentum und alle 
sonstigen Vermögensrechte, welche die Trä- 
ger der Rentenversicherung der Arbeiter 
nach dem 8. Mai 1945 aus Mitteln der An- 
gestelltenversicherung erworben haben, auf 
die Bundesversicherungsanstalt über. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten aucl. für 
Rechte, die durch Gesetz für unübertrag- 
bar oder nur auf Grund besonderer Verein- 
barungen für übertragbar erklärt sind. 

(4) Die Verbindlichkeiten, die mit dem Ver- 
mögen nach den Absätzen 1 und 2 in recht- 
lichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen, gehen vorbehaltlich der In zwischen- 
staatlichen Abkommen getroffenen Regelun- 
gen vom Inkrafttreten dieses Gesetzes auf die 
Bundesversicherungsanstalt über. 

§ 20 

(1) Die Wirksamkeit von rechtsgeschäft- 
lichen Verfügungen, die über Vermögens- 
rechte der In § 19 Abs. 1 und 2 bezeichneten 
Art vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes getroffen worden sind, bleibt 
unberührt. 

(2) Dingliche Rechte an Grundstücken 
und sonstigen Sachen und Rechten, die unter 
§19 Abs. 1 und 2 fallen, bleiben bestehen. 
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§ 21 

(1) In laufende Miet- oder Pachtverträge, 
die von der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte oder nach dem 8. Mai 1945 von 
der Treuhandverwaltung der Reichsversiche- 
rungsanstalt für Angestellte in Berlin oder 
von den Trägern der Rentenversicherung der 
.Arbeiter für Zwecke der Angestelltenversi- 
cherung abgeschlossen sind, tritt die Bundes- 
versicherungsanstalt ein. Kann der Bundes- 
versicherungsanstalt aus organisatorischen 
Gründen oder aus einem anderen wichtigen 
Grunde die Fortsetzung eines Miet- oder 
Pachtverhältnisses nicht zugemutet werden, 
so ist sie berechtigt, binnen eines Jahres mit 
sechsmonatiger Frist zum 1. eines Kalender- 
vierteljahres zu kündigen. 

(2) Liegt eine Benutzung oder Nutzung 
ohne Miet- oder Pachtvertrag für Zwecke der 
Angestelltenversicherung vor, so kann die 
Bundesversicherungsanstalt die miet- oder 
pachtweise Überlassung für eine Dauer bis 
längstens zum 1. April 1955 fordern. 

§ 22 

Auf Verlangen ist der Bundesversicherungs- 
anstalt Auskunft über Vermögensverhältnisse 
der in §§ 19 und 20 bezelchneten Art zu er- 
teilen sowie Einsicht in Akten und Unterla- 
gen zu gewähren. 

§ 23 

Streitigkeiten, die sich zwischen Rechtsträ- 
gern des öffentlichen Rechts aus der in § 19 
getroffenen Regelung der vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse ergeben, entscheidet ein 
Schiedsgericht. Das Schiedsgericht besteht aus 
einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern, von 
denen jede Partei einen ernennt. Den Vor- 
sitzenden bestimmt der Bundesminister der 
Justiz. Für das Verfahren finden die Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnung entspre- 
chende Anwendung. 

§ 24 

(1) Gehört das Eigentum an einem Grund- 
stück nach § 19 zum Vermögen der Bundes- 
versicherungsanstalt, so ist der Antrag auf 
Berichtigung des Grundbuches von der Ge- 
schäftsführung der Bundesversicherungsan- 
stalt zu stellen. Der Antrag muß von zwei 


Mitgliedern der Geschäftsführung unter- 
schrieben und mit dem Amtssiegel versehen 
sein. Zum Nachweis für die Eintragung ge- 
genüber dem Grundbuch genügt die In dem 
Antrag aufzunehmende Erklärung, daß das 
Grundstück zum Vermögen der Bundesver- 
sicherungsanstalt gehört. Das Eigentum Ist 
einzutragen für die „Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte, Körperschaft des 
öffentlichen Rechts‘‘. 

(2) Dies gilt für sonstige im Grundbuch 
eingetragene Rechte entsprechend. 

§ 25 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, 
die aus Anlaß und in Durchführung der Vor- 
schriften der §§19 bis 24 entstehen, werden 
nicht erhoben. Bare Auslagen bleiben außer 
Ansatz. 


III. Treuhandschaften 
§ 26 

(1) Die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter nehmen als Treuhänder der 
Bundesversicherungsanstalt, solange und so- 
weit die Bundesversicherungsanstalt diese 
Aufgaben noch nicht wahrnimmt, die Auf- 
gaben auf dem Gebiete der Rentenversiche- 
rung der Angestellten bis längstens sechs 
Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
wahr; spätestens nach Ablauf dieser Frist ge- 
hen die Aufgaben auf die Bundesversiche- 
rungsanstalt über. Der Bundesminister für 
Arbeit kann durch Bekanntmachung im Bun- 
desanzeiger für die Übernahme einen frühe- 
ren Zeitpunkt bestimmen. 

(2) Unterlagen, die ausschließlich die Durch- 
führung von Aufgaben der Rentenversiche- 
rung der Angestellten betreffen, sind jeweils 
zu dem nach Absatz 1 bezeidineten Zeit- 
punkt der Bundesversicherungsanstalt unent- 
geltlich zu überlassen. 

§27 

Die Treuhandschaft des Bundes und des 
Landes Berlin an dem Eigentum und den 
sonstigen Vermögensrechten der Reichsver- 
sicherungsanstalt erlischt mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Schluß vorsdiriften 

§28 

§ 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Anpas- 
sung von Leistungen der Sozialversicherung 
an das veränderte Lohn- und Preisgefüge 
und über ihre finanzielle Sidierstellung (So- 
zialversicherungs-Anpassungsgesetz vom 17. 
Juni 1949, WiGBl. S. 99) erhält folgende 
Fassung; 

„(2) Soweit die Beträge zusammen mit 
den sonstigen Einnahmen nicht ausrei- 
chen, um die dauernde Aufrediterhaltung 
der von Versicherungs trägem zu decken- 
den Leistungen zu gewährleisten, sind die 
erforderlichen Mittel von dem Bunde 
aufzubringen. Näheres wird durch ein 
besonderes Gesetz bestimmt.** 

§ 29 

Die Durchführung der Angestelltenver- 
sldierung für Seeleute richtet sich nach der 
zwischen der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte und der Seekasse getroffenen Ver- 
einbarung vom 16. Dezember 1943. Ände- 
rungen und Ergänzungen, welche die Bundes- 
versicherungsanstalt und die Seekasse verein- 
baren, bedürfen der Genehmigung des Bun- 
desministers für Arbeit. 

§ 30 

(1) Sind im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes die Organe für die Rentenver- 
sicherung der Angestellten nach dem Selbst- 
verwaltungsgesetz bereits gebildet, so sind sie 
Organe der Bundesversicherungsanstalt. Sind 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
Wahlen nach dem Selbstverwaltungsgesetz 


(§ 10 Abs. 1) noch nicht durchgeführt, so 
kann der Bundesminister für Arbeit auf Vor- 
schlag der Gewerkschaften, der selbständigen 
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit so- 
zial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und 
der Vereinigungen von Arbeitgebern einen 
vorläufigen Vorstand bestellen. 

(2) Der vorläufige Vorstand nimmt auch 
die Aufgaben der Vertreter Versammlung 
wahr und regelt die vorläufige Geschäftsfüh- 
rung. 

(3) Die Amtsdauer der vorläufigen Organe 
und der vorläufigen Geschäftsführung endet, 
sobald die Vertreterversammlung und der 
Vorstand nach dem Selbstverwaltungsgesetz 
gewählt sind. 

§ 31 

Soweit in anderen Gesetzen auf Vorschrif- 
ten oder Bezeichnungen verwiesen wird, die 
durch dieses Gesetz aufgehoben oder geän- 
dert werden, treten an. deren Stelle die ent- 
sprechenden Vorschriften oder die Bezeich- 
nungen dieses Gesetzes. 

§32 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

§ 33 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1953 in 
Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkt treten die 
§§ 93 bis 130 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes In der Fassung vom 28. Mai 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 563) außer Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung 
am 26. Juni 1952 beschlossen, die Bundes- 
regierung zu beauftragen, dem Bundestag 
den Entwurf eines Gesetzes über die Errich- 
tung der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte vorzulegen. Mit diesem Gesetz soll 
der gesetzlichen Rentenversicherung der An- 
gestellten wieder ein eigener, selbständiger 


Träger gegeben werden, wie er bereits von 
1913 bis 1945 in Tätigkeit war. 

Seit der gesetzlichen Regelung der ersten 
sozialen Rentenversicherung in Deutschland 
im Jahre 1889 ist eine tiefgreifende Um- 
schichtung der Erwerbspersonen nach ihrer 
Stellung im Beruf vor sich gegangen, wie aus 
der folgenden Übersicht über die wichtig- 
sten Berufszählungsergebnisse hervorgeht: 


Die Erwerbspersonen nach ihrer Stellung im Beruf 


Jahr 

Selbständige 

Mithelf. 

Fam.Angeh. 

Angestellte 

Beamte 

Angest.u. 

Beamte 

Arbeiter 


a) In V. H. der Erwerbspersonen überhaupt 


1882-0 

26,1 

10,2 

— 

— 

5,0 

58,7 

1907=) 

19,0 

15,3 

— 

— 

11,7 

54,0 

1925=0 

15,6 

17,0 

— 

— 

17,3 

50,1 

1933 

16,1 

16,5 

12,7 

4,7 

17,4 

50,0 

1939 

14,0 

16,4 

13,6 

5,3 

18,9 

50,7 

1946 

17,4 

14,9 

17,4 

3,3 

20,7 

47,0 

1950 

14,8 

14,4 

15,9 

4,0 

19,9 

50,9 



b) In absoluten Zahlen (in 1000) 



1950 

3258,3 

3184,4 

3523,5 

878,5 

4402,0 

11229,3 


In den Berufszählungen vor 1933 sind die Angestellten nicht gesondert erfaßt, sondern mit den 
Beamten in eine Gruppe zusammengefaßr worden 


Während 1882 die Angestellten zusammen 
mit den Beamten erst 5 v. H. der Erwerbs- 
personen ausmachten, belief sich schon 1907 
der Anteil der Angestellten und Beamten an 
den Erwerbspersonen auf 11,7 v. H.; die 
starke Zunahme ist auf Kosten der Selbstän- 
digen und der Arbeiter gegangen, deren An- 
teile an den Erwer'bspersonen im gleichen 
Zeitabschnitt von 26,1 auf 19,0 und von 58,7 
auf 54,0 V. H. zurückgingen. Der mächtig 
emporwachsende Berufsstand der Angestell- 
ten drängte schon um die Jahrhundertwende 
nach einer eigenen sozialen Rentenversiche- 
rungseinrichtung. Die zunächst getroffene 
Regelung, daß die Angestellten mit einem 
Jahresentgelt bis zu 2000 M in der allgemei- 
nen Alters- und Invaliditätsversicherung ver- 


sichert, die Angestellten mit einem Jahres- 
entgelt über 2000 M dagegen dem Schutz 
einer sozialen Rentenversicherung überhaupt 
nicht unterstellt waren, wurde als immer im- 
befriedigender angesehen. So kam es im 
Jahre 1911 dazu, daß durch das Angestellten- 
versicherungsgesetz eine eigene berufsstän- 
dige Rentenversicherung cler Angestellten- 
schaft mit der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte geschaffen wurde, die am 1. Ja- 
nuar 1913 ihre Tätigkeit auf nahm. 

Die bei der Begründung der Angestellten- 
versicherung gehegte Erwartung, daß die Ge- 
samtheit der Angestelltenschaft eine tragfähige 
Basis für eine eigene soziale Rentenversiche- 
rungseinrichtung abgeben würde, hat sich in 
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der Folgezeit durchaus erfüllt. In der Zeit 
von 1907 bis 1925 ist die Gruppe der Ange- 
stellten und Beamten nochmals auf Kosten 
der Selbständigen und der Arbeiter stark an- 
gewachsen. Auch später hat der Anteil der 
Angestellten an den Erwerbspersonen noch 
zugenommen, diesmal im wesentlichen auf 
Kosten der Selbständigen und der mithelfen- 
den Familienangehörigen. Bis zum 31. De- 
zember 1938 hatte die Reichsversicherungs- 
anstalt für Angestellte im Altreichsgebiet 
Deckungskapitalien in Höhe von 3,9 Mil- 
liarden RM zurücklcgen können. Zum Ver- 
gleich sei erwähnt, daß die Träger der In- 
validenversicherung im Altreichsgebiet im 
gleichen Zeitpunkt über Rücklagen von 
3,1 Milliarden RM verfügten. Mit Wirkung 
vom 1. Januar 1939 ab ist der Umfang der 
Angestellteiiversicherung noch dadurch 


wesentlich erweitert worden, daß auf Grund 
des Handwerkerversorgungsgesetzes die 
selbständigen Handwerker in die Angestell- 
tenversicherung einbezogen worden sind. 

Die Kriegsfolge-Ereignisse ln Berlin brachten 
es mit sich, daß die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte stillgelegt wurde. In den drei 
westlichen Zonen Deutschlands übernahmen 
die Träger der Invalidenversicherung treu- 
händerisch die Durchführung der Angestell- 
tcnversicherung. Die Rechnungsführung in 
beiden Rentenversicherungen ist stets ge- 
trennt geblieben. 

Über die Einnahmen und Ausgaben der An- 
gestelltenversicherung im Bundesgebiet in 
den Nachkriegsjahren unterrichtet die fol- 
gende Zusammenstellung: 


Die Einnahmen und Ausgaben der Angestelltenversicherung bei den Versicherungsträgern 
im Bundesgebiet in den Kalenderjahren 1945 bis 1951 

(Alle Beträge ln Mio DM bzw. RM) 



1945 

1946 

1947 

1948 

1949 

1950 

1951 

Beiträge 

138,1 

386,1 

479,7 

570,3 

676,0 

930,9 

1 117,2 

Zinsen 

6,4 

12,9 

31,3 

11,9 

3,6 

5,8 

11,0 

Zuschüsse und Erstattungen 
aus öffentlidien Mitteln 

9,3 

17,3 

29,0 

48,5 

28,0 

66,8 

192,9 

Zahlungen des Reichsstocks 

24,3 

65,7 

64,9 

91,1 

54,1 



Sonstigen Einnahmen 

5.7 

0,9 

1,6 

1,2 

0,4 

0,4 

0,4 

Einnahmen insgesamt 

183,8 

482,9 

606,5 

723,0 

762,1 

1003,9 

1321,5 

Renten 

126,7 

337,7 

408,7 

440,7 

592,2 

786,7 

1002,7 

Beiträge zur Rentner- 
krankenversicherung 

6,2 

12,2 

17,5 

17,8 

26,0 

33,3 

57,4 

Heilverfahren 

9,6 

18,4 

23,6 

25,7 

45,3 

47,1 

52,9 

Zahlungen an die knapp- 
schaftliche Rentenversiche- 
rung f. Wanderversicherte 






15,2 

12,7 

Zahlungen aus der Gemein- 
last an die Berliner Renten- 
versicherung 







4,6 

Verwaltungskosten 

2,0 

7,0 

9,7 

11,6 

14,6 

18,9 

21,7 

Sonstige Ausgaben 

0,5 

0,7 

1,3 

1,1 

0,6 

0,4 

0,4 

Ausgaben insgesamt 

145,0 

376,0 

460,8 

496,9 

678,7 

901,6 

1152,4 

Kassenüberschuß 

38,8 

106,9 

145,7 

226,1 

83,4 

102,3 

169,1 
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In der Entwicklung der Rentenausgaben 
spiegelt sich die Ausgestaltung des Leistungs- 
rechts wider, das durch das Sozialversiche- 
rungs-Anpassungsgesetz vom 17. Juni 1949 
und durch das Rentenzulagengesetz vom 
10. August 1951 erhe^bliche Verbesserungen 
erfuhr. 

Die kräftige Zunahme der Beitragseinnah- 
men seit 1949 ist im wesentlichen durch die 
Erhöhung des Beitragssatzes von 5,6 v. H. 
auf 10 V. H. des Entgelts im Sozialversiche- 
rungs-Anpassungsgesetz bedingt. Allerdings 
fielen dafür mit dem Inktrafttreten dieses 
Gesetzes die Zahlungen der Arbeitslosenver- 
sicherung, deren Beitragssatz von 6,5 auf 4,0 
V. H. gesenkt wurde, an die Rentenversiche- 
rungen weg. 

In den Zuschüssen aus öffentlichen Mitteln 
sind 

a) die Erstattungen für Flüchtlingsrenten in 
der amerikanischen Zone, 

b) die bis zum Inkrafttreten des Bundesver- 
sorgungsgesetzes vom 20. Dezember 1950 
in den einzelnen Bundesländern verschie- 
den geregelten Erstattungen für Leistun- 
gen an Kriegsopfer, 

c) seit dem 1. Juni 1949 die nach dem So- 
zialverslcherungs - Anpassungsgesetz zu 
leistenden Zahlungen für die Grundbe- 
tragsanteile aus der Invalidenversiche- 
rung, die in Wanderversichertenrenten 
der Angestelltenversicherung stecken, 

d) seit dem Rechnungsjahr 1950 die Zu- 
schüsse zur Bekämpfung der Tuberkulose, 

e) seit dem 1. Juni 1951 die Bundesleistun- 
gen für die Rentenzulagen nach dem Ren- 
tenzulagengesetz 

enthalten. Außerdem mußten aber in der 
Zeit vor dem 1. Juni 1949, als noch nicht die 
Rentenausgaben der einzelnen Versicherungs- 
träger zu einer von allen Versicherungsträ- 
gern nach dem Verhältnis ihrer Beitrags- 
einnahmen gemeinsam zu tragenden „Ge- 
meinlast‘‘ zusammengefaßt waren, mehrere 
Versicherungsanstalten Länderzuschüsse zur 
Durchführung der Angestelltenversicherung 
in Anspruch nehmen. 

Insgesamt schlossen die Versicherungsanstal- 
ten bei der Durchführung der Angestellten- 
versicherung von 1945 bis 1948 mit einem 
von Jahr zu Jahr steigenden Kassenüber- 
schuß ab. Bei der Währungsumstellung er- 


litten die Versicherungsanstalten an dem 
Vermögen, das sich aus diesen Kassenüber- 
schüssen und aus den In treuhänderische Ver- 
waltung übernommenen, im Anstaltsbezirk 
Vorgefundenen Vermögensstücken der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte ge- 
bildet hatte, einen Währungsverlust von 
insgesamt 845 Mio RM. Nach der Währungs- 
umstellung kam es aus den wieder von Jahr 
zu Jahr ansteigenden Kassenüberschüssen zu 
einer neuen Vermögensbildung. 

Natürlich darf die Tatsache, daß die Ange- 
stelltenversicherung von Jahr zu Jahr stei- 
gende Kassenüberschüsse erzielt, nicht dar- 
über hinwegtäuschen, daß die versicherungs- 
technisch gesehene Finanzlage der Angestell- 
tenversicherung infolge des Wertverfalls aller 
Deckungsrücklagen nicht günstig ist. Immer- 
hin Ist beim Vergleich mit der Invalidenver- 
sicherung hervorzuheben, daß die Angestell- 
tenversicherung In günstigerer Lage als die 
Invalidenversicherung ist; denn die Ange- 
stelltenversicherung braucht nicht das starke 
Anwachsen der Durchschnittsrente zu ge- 
wärtigen wie die Invalidenversicherung, 
deren Versicherte früher lange Zeit hindurch 
unterversichert waren, wohingegen für die 
Angestellten vor der Inflation eher eine Art 
von Überversicherung bestanden hat, weil 
die Beitragsklassen damals niedrigeren Ent- 
geltsstufen als nachher zugeordnet waren 
und trotzdem für die Vorlnflatlons'beiträge 
dieselben Steigerungsbeträge wie für die 
Nachlnflatlonsbelträge gewährt werden und 
weil die Angestellten mit einem Jahresent- 
gelt unter 2000 M damals sowohl der Ange- 
stellten- als auch der Invalidenversicherung 
angehören mußten. 

Bei diesen Unterschieden In der bilanzmäßig 
gesehenen Lage und in der voraussichtlichen 
finanziellen Entwicklung beider Rentenver- 
sicherungen ist es angezeigt, der Angestellten- 
versicherung wieder einen eigenen selbstän- 
digen Träger zu geben. In dessen Selbstver- 
waltungsorganen die Angestelltenschaft Ge- 
legenheit erhält, in freier und unabhängiger 
Selbstverantwortlichkeit für die Durchfüh- 
rung und vor allem auch für die weitere Aus- 
gestaltung ihrer eigenen Versicherung Im 
Rahmen der kommenden Sozialversiche- 
rungsreform einzutreten. 

Daß die Angestelltenschaft hier wesentlidi 
andere Interessen zu vertreten hat als die 
Arbeiterschaft, geht schon daraus hervor, daß 
das Arbeitsleben eines Angestellten nach den 
früheren und den gegenwärtigen Tarifrege- 



langen im allgemeinen einen völlig anderen 
Verlauf als das Arbeitsleben eines Arbeiters 
zeigt. Während der Arbeitsentgelt eines Ar- 
beiters schon zu einem verhältnismäßig 
frühen Zeitpunkt seines Arbeitslebens den 
Höchststand zu erreichen und gegen Ende 
des Arbeitslebens hin abzusinken pflegt, zeigt 
der Arbeitsentgelt eines Angestellten eine 
langsam ansteigende Tendenz während des 
ganzen Arbeitslebens. Das Durchschnittsein- 
kommen eines Arbeiters während des gesam- 
ten Arbcitslebens pflegt also höher zu sein 
als das letzte Einkommen vor Eintritt des 
Versicherungsfalles, das Durchschnittsein- 
kommen des Angestellten während des gan- 
zen Arbeitslebens dagegen niedriger als das 
letzte Einkommen. Dieser Unterschied wird 
bei der Frage nach der Neubemessung der 
Versichertenrenten auch dann noch lange zu 
beachten sein, wenn sich etwa andersartige 
Tarifregelungen anbahnen sollten. 

Auch wird bei der Sozialversicherungsreform 
die Not der älteren Erwerbspersonen gebüh- 
rend zu berücksichtigen sein, die sich als ein 
typisches Problem der Angestelltenschaft dar- 
stellt. Der ältere Angestellte hat, wenn er 
arbeitslos wird, weit geringere Aussichten, 
wieder eine Stellung zu finden, als der gleich- 
altrige Arbeiter. 

Die Sozialversicherungsreform wird nicht 
durchgeführt werden können, ohne daß zu- 
gleich Maßnahmen zur Sanierung der Ren- 
tenversicherungen getroffen werden. Die Sa- 
nierung aber wird von allen Beteiligten 
Opfer erfordern. Auch von diesem Blick- 
punkt aus gesehen muß die Wiedererrichtung 
eines eigenen Trägers der Angestelltenver- 
sicherung vorteilhaft erscheinen. Denn es 
liegt auf der Hand, daß die Bereitschaft einer 
Versichertengemeinschaft, die Sanierung zu 
unterstützen, größer ist, wenn es sich um die 
selbstverwaltete Versicherungseinrichtung des 
eigenen Berufsstandes handelt, als wenn die 
eigene Versicherung zusammen mit der Ver- 
sicherung anderer Berufsstände von einer ein- 
zigen Einrichtung durchgeführt wird, deren 
Verwaltung nicht immer in der Lage sein 
wird, auf die besonderen Belange des eigenen 
Berufsstandes gebührend einzugehen. 

In dem gegenseitigen Verhältnis von Ange- 
stelltenversicherung und Invalidenversiche- 
rung wird ferner sorgfältig die Frage zu prü- 
fen sein, ob und gegebenenfalls in welcher 
Form die früheren Erstattungszahlungen für 


Wanderversicherte von der einen Renten- 
versicherung an die andere wieder aufgenom- 
men werden sollen. Es leuchtet ein, daß es für 
die gerechte Lösung auch dieser Frage von 
Vorteil ist, wenn beide Rentenversicherun- 
gen durch voneinander unabhängige Träger 
als Partner vertreten sind. 

Die Wiedererrichtung eines eigenen Trägers 
der Angestelltenversicherung wird auch für 
die Arbeit ln allen Gremien förderlich sein, 
zu denen sich Träger der Rentenversicherung 
mit Trägern anderer Versicherungszweige 
oder anderer Sozialleistungswerke zusam- 
menschließen, wie beispielsweise in freien 
Ai^beitsgemcinschaften auf dem Gebiete der 
Heilfürsorge. Denn die Tatsache, daß die 
Rentenversicherten durch Versicherungsträ- 
ger verschiedener Arten vertreten sein wer- 
den, wird eine größere Mannigfaltigkeit und 
Vielgestaltigkeit der vorgebrachten Anregun- 
gen und Arbeitsunterlagen verbürgen. 

Der wiederzuerrichtende Träger der Ange- 
stelltenversicherung wird Selbstverwaltungs- 
körperschaft sein. In seiner Satzung kann 
vorgesehen werden, daß zur Erlelditerung 
und Beschleunigung des Geschäftsbetriebs 
und zur Pflege der Verbundenheit von Ver- 
sicherungsträger und Versichertengemein- 
schaft nach Bedarf örtliche Geschäftsstellen 
errichtet werden. 

Trotzdem wird nicht zu befürchten sein, 
daß die Vcrwaltungskosten etwa gegenüber 
dem heutigen Stand auf die Dauer anstelgen 
werden. Im Gegenteil ist zu erwarten, daß 
der eigene Versicherungsträger, der die bis- 
herige Treuhandverwaltung durch andere 
Versicherungsträger ablösen wird, auf be- 
sonders sparsame Wirtschaftsführung bedacht 
sein wird. 

Schließlich ist nicht zu verkennen, daß die 
bisherige Zusammenfassung der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Rentenver- 
sicherung der Angestellten in einem Träger 
der Absicht Vorschub zu leisten geeignet ist, 
die Rentenversicherung der Arbeiter und die 
Rentenversicherung der Angestellten über- 
haupt in eine einzige Einheits-Rentenver- 
sicherung zu verschmelzen. Dieselben 
Gründe, die für die Wiedererrichtung eines 
eigenen Trägers der Angestelltenversiche- 
rung angeführt worden sind, sprechen aber 
erst recht für die unbedingte Getrennthal- 
tung der Angestelltenversidierung von der 
Invalidenversicherung. 
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Besonderer Teil 

Zu § 1: 

Diese Vorschrift ersetzt die rechtsinhaltlich 
verbrauchte Vorschrift des § 93 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes (AVG) und stellt den 
neuen Träger der Angestelltenversicherung 
und seine Aufgaben fest. 

In Abweichung von der Regelung des § 94 
Abs. 1 AVG, nach der die Reichsversicherungs- 
anstalt eine öffentliche Behörde war, ist die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
(BfA) wie alle übrigen Träger der Sozialver- 
sicherung eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Dadurch wird der Selbstverwaltungs- 
charakter hervorgehoben. 

Zu § 2: 

Die Aufsicht über die Bundesversicherungsan- 
stalt ist im Absatz 1 entsprechend der Vor- 
schrift des Artikels 130 Abs. 3 des Grundge- 
setzes geregelt. Die Beschränkung der Aufsicht 
auf die Beachtung von Gesetz und Satzung ist 
notwendig, da eine Ausdehnung auf Zweck- 
mäßigkeitsfragen mit dem Selbsverwaltungs- 
charakter der Bundesversicherungsanstalt nicht 
vereinbar ist. 

Zu §§ 3 und 4: 

Die Vorschriften der §§ 97 bis 130 AVG über 
die Organe der Rf A sind nach Erlaß des Ge- 
setzes über die Selbstverwaltung und über 
Änderungen von Vorschriften auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung (Selbstverwaltungsge- 
setz) in der Fassung vom 13. August 1952 
(BundesgesetzbL I S. 427) nicht mehr anzu- 
wenden, da alle Versicherungsträger als Or- 
gane einheitlich nur eine Vertreterversamm- 
lung und einen Vorstand haben. An Stelle 
des Verwaltungsrates bei der RfA hat daher 
für die BfA nun die Vertreterversammlung 
und an Stelle des Direktoriums der Vorstand 
zu treten. Die Einrichtung von Vertrauens- 
männern und Versichertenältesten (§1 Abs, 5 
des Selbstverwaltungsgesetzes) ist in der Sat- 
zung vorzusehen (§ 8 des Entwurfs). 

Zu § 5: 

Es erscheint zweckmäßig, die Einrichtung der 
Geschäftsführung ausdrücklich zu erwähnen. 
Die Wahl sowie Art und Umfang ihrer Auf- 
gaben ergeben sich insbesondere aus § 8 des 
Selbstverwaltungsgesetzes. 


Zu § 6: 

Die RfA war nach § 94 AVG eine öffentliche 
Behörde. Diese Eigenschaft kommt der BfA 
nicht mehr zu. Die Vorschrift stellt sicher, daß 
die von zwei Mitgliedern der Geschäftsfüh- 
rung ausgestellten Urkunden im Grundbuch- 
verkehr, der wegen der Fiergabe und Verwal- 
tung hypothekarisch gesicherter Darlehen er- 
heblich ist, als öffentliche Urkunden im Sinne 
des § 29 der Grundbuchordnung anerkannt 
werden. Bei den Trägern der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter ist nach § 1343 RVO die 
gleiche Rechtslage gegeben. 

Zu §§ 7 und 8: 

Als Selbstverwaltungskörperschaft bedarf die 
BfA einer Satzung, die mindestens die im § 8 
aufgeführten Bestimmungen enthalten muß. 
Die Satzung ist entsprechend der allgemeinen 
Übung bei den Trägern der Sozialversicherung 
von der Vertreterversammlung zu beschließen 
und von der Aufsichtsbehörde zu genehmigen 
(vgl. §§ 1338, 1339 RVO). 

Zu §9: 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht der 
Regelung bei den Trägern der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, die Vorschrift des Ab- 
satzes 2 der allgemeinen Auffassung über die 
Schaffung von Beamtenstellen. 

Zu §§ 10 und 11: 

Für die Beamten der BfA gelten die beamten- 
rechtlichen Vorschriften des Bundes, da sie bei 
einer bundesunmittelbaren Körperschaft be- 
schäftigt sind. Für die Mitglieder der Ge- 
schäftsführung ist die Anstellung als Beamte 
auf Lebenszeit, entsprechend § 1343 Satz 2 
RVO in Verbindung mit § 8 Abs. 1 Buchst, c 
des Selbstverwaltungsgesetzes zwingend vor- 
geschrieben. 

Zu §§ 12 bis 14: 

Die Notwendigkeit von FFaushaltsvorschriften 
ergibt sich aus dem Charakter der BfA als 
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft. 

Die Mitwirkung der Aufsichtsbehörde bei der 
Aufstellung des Fiaushalts ist entsprechend 
§ 1355 RVO vorgesehen. Der Aufsichts'be- 
hörde ist die Möglichkeit eröffnet, erhobene 
Beanstandungen notfalls durchzusetzen, ohne 
daß eine ordnungsmäßige Haushaltsführung 
gefährdet wird. Das Selbstverwaltungsrecht 
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wird dadurch nicht eingeschränkt, weil Auf- 
sichtsmaßnahmen gegenüber Trägern der 
Selbstverwaltung im Rechtswege angefochten 
werden können (Artikel 19 Abs. 4 GG). 

Zu § 15: 

Bei der Treuhandverwaltung der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte sind vorwie- 
gend frühere Bedienstete der RfA beschäftigt. 
Sie haben unter besonders erschwerten Um- 
ständen ihren Dienst im Interesse der Ange- 
stelltenversicherung verrichtet. Daher recht- 
fertigt sich ihre unbedingte Übernahme in den 
Dienst der Bundesversicherungsanstalt als 
Maßnahme, die über die Regelung nach dem 
Gesetz zu Artikel 131 des Grundgesetzes 
hinausgeht. 

Zu § 16: 

Durch die Festlegung der Verhältniszahl, ab- 
gestellt auf den Umfang der Arbeiten in den 
einzelnen Rentenversicherungszweigen, wird 
die Durchführung des Kapitels V des ange- 
führten Gesetzes ermöglicht. Die Durchfüh- 
rung der Übernahme von Beamten der Lan- 
desversicherungsanstalten trägt sowohl den 
Interessen der Versicherungsträger als auch den 
Interessen der Beamten Rechnung. 

Zu § 17: 

Die RfA ist nach dem Gesetz zu Artikel 131 
GG als weggefallene Verwaltungsstelle anzu- 
sehen. Zur Unterbringung und Versorgung der 
Beamten und Angestellten ist die ent- 
sprechende Einrichtung im Bundesgebiet ver- 
pflichtet (§ 61 des Gesetzes zu Artikel 131 
GG), In Ausführung dieser Vorschrift stellt 
§17 klar, daß die BfA als entsprechende Ein- 
richtung gilt. 

Zu § 18; 

Die Angestellten und Arbeiter, die für die 
Aufgaben der Angestelltenversicherung bei den 
Landesversicherungsanstalten eingesetzt sind, 
werden grundsätzlich mit unveränderten Rech- 
ten und Pflichten von der BfA übernommen. 
Eine Einschränkung war nicht erforderlich, 
weil die BfA bei nichtbrauchbaren Kräften 
und ggf. aus sonstigen Gründen die Möglich- 
keit hat, von den aus dem Arbeitsverhältnis 
sich ergebenden etwaigen Kündigungsrechten 
Gebrauch zu machen. 


Zu § 19: 

Nach Errichtung der BfA, die im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge das gesamte Vermögen 
der Angestelltenversicherung übernimmt, ist 
die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
aufzulösen. Durch Absatz 2 wird klargestellt, 
daß auch die von den Landesversicherungsan- 
stalten während der Dauer der Treuhand- 
schaften erworbenen Vermögen zum Vermö- 
gen der Angestelltenversicherung gehören. 
Sind für den Erwerb von Vermögensteilen 
sowohl Mittel der Invaliden- als auch Mittel 
der Angestelltenversicherung aufgewendet 
worden, so besteht Miteigentum nach 
Bruchteilen. Erfolgt keine gütliche Einigung 
über die Aufhebung der Gemeinschaft, so 
gelten die Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts (§§ 741 ff., 1008 ff. BGB). Die Vor- 
schrift Im Absatz 3 soll einen Streit darüber, 
ob im allgemeinen unübertragbare Rechte, 
z. B. Nießbrauchsrechte (§ 1059 BGB) und 
beschränkte persönliche Dienstbarkeiten 
(§ 1092 BGB) sowie die nur im Falle beson- 
derer Vereinbarungen übertragbaren Vorkaufs- 
rechte (§§ 514, 1098 BGB) unter das Gesetz 
fallen, von vornherein ausschließen. 

Zu §§ 20 und 21: 

Im Interesse der Sicherung des Rechtsverkehrs 
bleibt die Wirksamkeit von zwischenzeitlich 
getroffenen rechtsgeschäftlichen Verfügungen 
unberührt. Ebenso werden die dinglichen Be- 
lastungen aufrechterhalten. Das gleiche gilt für 
Miet- und Pachtverträge. 

Zu § 22: 

Die allgemeine Auskunftsverpflichtung, die alle 
natürlichen und juristischen Personen trifft 
und über die Rechts- und Amtshilfe hinaus- 
geht, bezweckt eine möglichst lückenlose Er- 
fassung des Vermögens der Angestelltenver- 
sicherung. 

Zu § 23: 

Die Vorschrift erleichtert die Abwicklung des 
V ermögensübergangs. 

Zu § 24: 

Diese Vorschrift stellt klar, wessen Antrag für 
die Berichtigung des Grundbuches maßgebend 
und ausreichend ist und vereinfacht das Be- 
richtigungsverfahren. 
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2u § 25; 

Die Gebührenfreiheit entspricht der Übung bei 
Vermögensübergängen innerhalb der öffent- 
lichen Hand, 

Zu § 26: 

In der Durchführung der Aufgaben der Ange- 
stelltenversicherung darf keine Unterbrechung 
eintreten; da jedoch der verwaltungs- 
mäßige Aufbau der BfA Zeit erfordert, 
werden die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter als Treuhänder der BfA für eine 
Übergangszeit tätig. Ein Zeitraum von 6 Mo- 
naten reicht aus, um einen funktionsfähigen 
Geschäftsbetrieb bei der BfA einzurichten. 
Sollte jedoch schon vor dieser Zeit die BfA in 
der Lage sein, die Aufgaben ganz oder teil- 
weise selbst wahrzunehmen, so ist der Bun- 
desminister für Arbeit ermächtigt, einen frühe- 
ren Zeitpunkt zu bestimmen. Diese Regelung 
gestattet einen Aufgabenübergang unter An- 
passung an die tatsächlichen Gegebenheiten 
und vermeidet Kosten, die bei Bestimmung 
eines festen Zeitpunkts infolge der Notwen- 
digkeit einer doppelten. Verwaltungsorganisa- 
tion entstehen könnten. 

Zu § 27: 

Da das Vermögen im Wege der Gesamtrechts- 
nachfolge auf die BfA übergeht und die RfA 
aufgelöst ist, entfällt die Notwendigkeit einer 
treuhänderischen Verwaltung. 

Zu § 28: 

Nach § 5 Abs. 2 des Sozialversicherungs-An- 
passungsgesetzes vom 17. Juni 1949 (WiGBl. 
S. 99) sollte der Direktor der Verwaltung für 
Arbeit im Einvernehmen mit den Ausschüssen 
für Arbeit und für Finanzen des Wirtschafts- 
rates und des Länderrates des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes bestimmen, ob und inwie- 
weit die beiden Versicherungen (Invalidenver- 
sicherung und Angestelltenversicherung) sich 
finanzielle Hilfe zu leisten haben. Reichten die 
hiernach zu treffenden Maßnahmen nicht aus, 
so sollten die erforderlichen Mittel von den 
Ländern aufgebracht werden. Näheres sollte 
durch ein besonderes Gesetz bestimmt werden. 


Die der Angestelltenversicherung eigene Struk- 
tur läßt es nach Errichtung der BfA nicht zu, 
daß Mittel der Angestelltenversicherung für 
Zwecke der Invalidenversicherung verwendet 
werden. Es muß daher eine Gewähr dafür ge- 
schaffen werden, daß die Mittel der Angestell- 
tenversicherung ohne Einschränkung nur der 
BfA zur Verfügung stehen. Auf die Ausfüh- 
rungen im allgemeinen Teil der Begründung 
wird verwiesen. 

Das durch das Sozialversicherungs-Anpas- 
sungsgesetz geschaffene Recht der Länder- 
garantie ist inzwischen nach Artikel 125 des 
Grundgesetzes und der Verordnung der Bun- 
desregierung über die Erstreckung von Sozial- 
versicherungsrecht der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes auf die Länder 
Baden, Rhcinland-Pf alz, Württemberg-Hohen- 
zollern und den bayerischen Kreis Lindau vom 
12. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 179) Bun- 
desrecht geworden. Der § 5 Abs. 2 des Sozial- 
vcrsicherungs-Anpassungsgesetzos mußte daher 
neu gefaßt werden. 

Zu § 29: 

Die Durchführung der Angestelltenversiche- 
rung für die seemännischen Berufe war nach 
langjährigen Verhandlungen zwischen der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte und 
der Seekasse durch eine Verw^altungs Verein- 
barung geregelt worden, wonach die Seekasse 
die Leistungen für diesen Personenkreis nach 
den für die Angestelltenversicherung geltenden 
Vorschriften für Rechnung der Reidisversiche- 
rungsanstalt festsetzt und gewährt und die 
Beitragseinnahmen der Angestelltenversiche- 
rung der Seeleute verwaltet. Diese Regelung 
hat sich bewährt, weil damit den Besonder- 
heiten dieses Berufszweiges besser Rechnung 
getragen werden kann. § 29 sieht die Beibe- 
haltung dieser Regelung vor und gibt die Mög- 
lichkeit, Änderungen, die von den Beteiligten 
für zweckmäßig gehalten werden, vorzu- 
nehmen. 

Zu § 30: 

Die Vorschrift ist erforderlich, um einen 
Dienst- und Geschäftsbetrieb der BfA auch vor 
der Bildung der Organe nach dem Selbstver- 
waltungsgesetz zu ermöglichen. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 20. März 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 26. Februar 1953 — 7 — 81402 
— 351/53 III — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 103. Sitzung am 20. März 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
einer Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte 

die nachstehende Stellungnahme und die sich aus der Anlage er- 
gebenden Änderungsvorschläge beschlossen hat. 

„Ein Gesetz über die Errichtung einer Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte bedarf der Zustimmung des Bundesrates. 
Der vorgelegte Entwurf ist an entscheidenden Stellen so un- 
zureichend formuliert, begründet und erläutert, daß es dem 
Bundesrat nicht möglich ist, die offenbar sehr weitreichenden 
sozialpolitischen, organisatorischen und finanziellen Auswir- 
kungen für die Rentenversicherung der Angestellten und die 
Rentenversicherung der Arbeiter zu übersehen. Dem Bundes- 
rat sind die zur Begründung des Regierungsentwurfs heran- 
gezogenen finanztechnischen Unterlagen nicht vorgelegt 
worden; er kann deshalb auch zu den möglichen finanziellen 
Auswirkungen dieses Gesetzentwurfs nicht Stellung nehmen. 
Wenn die Bundesregierung aber nicht über vorlagereife finanz- 
technische Unterlagen verfügt, hätte die Einbringung des Ent- 
wurfs bis zum Abschluß dieser finanztechnischen Unter- 
suchungen zurückgestellt werden müssen, vor allem, da durch 
eine Überarbeitung des nicht vordringlichen Entwurfs keinem 
Versicherten oder Leistungsempfänger der Angestelltenver- 
sicherung irgendein Nachteil entstünde. 

Ohne zu der grundsätzlichen Frage der Notwendigkeit der 
Errichtung einer besonderen Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte Stellung zu nehmen, ist der Bundesrat im übrigen 
der Ansicht, daß selbst ein nach eingehender Überprüfung und 
Überarbeitung vorgelegter Entwurf zumindest in den aus der 
Anlage ersichtlichen Punkten abgeändert werden müßte. 

Dr. Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 

zum 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung einer Bundesversichcrungsanstalt für 

Angestellte 


1 . § 1 Absatz 2 

erhält folgende Fassung: 

„(2) die Bundesversicherungsanstalt 
ist eine Anstalt des öffentlidien Rechts. 
Für ihre Organe und die Geschäfts- 
führung gelten die Bestimmungen des 
Selbstverwaltungsgesetzes in der Fas- 
sung vom 13. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 427).“ 

Begründung: 

Da die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte keine Einzelmitglieder hat, 
entbehrt sie der körperschaftlichen 
Grundlage. Infolgedessen ist es nicht ge- 
rechtfertigt, sie als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts zu bezeichnen. 

Die Bundesversicherungsanstalt ist ein 
bundesunmittelbarer Sozialversicherungs- 
träger im Sinne des Artikels 87 Absatz 2 
des Grundgesetzes. Sie ist als solche ein 
Selbstverwaltungsträger im Sinne des 
Selbstverwaltungsgesetzes. Es besteht 
kein Anlaß, für die Bundesversicherungs- 
anstalt gegenüber den anderen bundes- 
unmittelbaren Sozialversicherungsträgern 
ein Ausnahmerecht zu schaffen. Aus die- 
sem Grund erscheint es zweckdienlich, 
eindeutig festzulegen, daß es bei der 
grundsätzlichen Regelung im § 10 GSv 
verbleibt, andererseits aber audi auf über- 
flüssige Wiederholungen zu verzichten, 

2. § 1 Absatz 3 

Folgende weitere Sätze werden angefügt: 

„Für den Bereich jeder Landesversiche- 
rungsanstalt wird eine Geschäftsstelle 
errichtet, der die Bearbeitung der den 


einzelnen Versicherten unmittelbar 
betreffenden Angelegenheiten obliegt, 
insbesondere also die Feststellung der 
Renten sowie die Bearbeitung von 
Beitragsangelegenheiten und Fleilver- 
fahrensanträgen. Das Nähere regelt 
die Satzung.“ 

Begründung: 

Bei der Konzentration von Verwaltungs- 
aufgaben muß stets darauf Bedacht ge- 
nommen werden, daß nicht auch solche 
Aufgaben bei einer einzigen Stelle zu- 
sammengefaßt werden, die viel zweck- 
dienlicher örtlich und volksnah durchge- 
führt werden können. Dieser allgemeine 
Verwaltungsgrundsatz gilt in besonderem 
Maße für die Konzentration von sozial- 
politischen Zuständigkeiten. Eine Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte würde 
von Berlin aus die Belange der einzelnen 
Versicherten nicht so nachhaltig und un- 
mittelbar wahrnehmen können, wie dies 
in den letzten Jahren nach den anfäng- 
lichen Übergangsschwierigkeiten bei den 
Landesversicherungsanstalten der Fall ge- 
wesen ist. Hinzukommt, daß eine Ver- 
bindung mit den Landesversicherungs- 
anstalten auch wegen der zahlreichen 
Wanderversicherungsfälle (annähernd 
aller Angestelltenversicherungsrenten sind 
schätzungsweise mit der Invalidenversi- 
cherung wanderversicherungsweise ver- 
bunden) im Hinblick auf die kriegsbe- 
dingten Verluste von Beltragsunterlagen 
zweckmäßig sein dürfte. Die Einrichtung 
von Geschäftsstellen kann im einzelnen 
unbedenklich dem Selbstverwaltungser- 
messen überlassen bleiben und vermeidet 
darüber hinaus alle Schwierigkeiten, die 


16 



sidi etwa aus dem Versuch einer Ver- 
lagerung des einschlägig beschäftigten und 
ausgebildeten Fachpersonals nach Berlin 
ergeben würden. 

Eine enge Gemeinschaftsarbeit auf vielen 
Gebieten (Rechnungswesen, Buchführung, 
ärztlicher Dienst, Kontrolldienst, Heil- 
verfahren usw.) hat in der Nachkriegs- 
zeit eine erhebliche Senkung der Verwal- 
tungskosten für beide Versicherungs- 
zweige gebracht; dies sollte möglichst 
beibehalten werden. 

3. a) § 2 Absatz 1 

Die Worte „der Bundesminister für 

Arbeit‘‘ werden durch die Worte „das 

Bundesversicherungsamt“ ersetzt. 

Begründung: 

Die Bundesregierung hat bereits früher 
einen Gesetzentwurf zur Errichtung eines 
Bundesversicherungsamtes vorgelegt, dem 
die Aufgabe zugedacht ist, die Aufsicht 
über die bundesunmittelbaren Sozialver- 
sicherungsträger im Sinne des Artikels 87 
Absatz 2 des Grundgesetzes zu führen. 
Es ist kein Grund ersichtlich, diesem 
Bundesversicherungsamt die Aufsichts- 
führung über die Bundesvefslcherungs- 
anstalt für Angestellte vorzuenthalten. 
Sollte wider Erwarten bei der Errichtung 
der Bundesversicherungsanstalt das Bun- 
desversicherungsamt noch nicht bestehen, 
so könnte zusätzlich eine Übergangs- 
lösung im Sinne des Erlasses des Bundes- 
ministeriums für Arbeit vom 6. Dezember 
1949 — Tgb.-Nr. IV/430/49 — getroffen 
werden. Untunlich ist es, das Bundes- 
ministerium für Arbeit vorübergehend 
oder gar endgültig mit Verwaltungsauf- 
gaben zu belasten, die sich aus der Auf- 
sichtsführung über einen Sozialversiche- 
rungsträger ergeben. 

b) Das Wort „erstreckt“ ist durch das 

Wort „beschränkt“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Durch die Änderung soll klargestellt wer- 
den, daß sich die Aufsicht des Bundes- 
ministers für Arbeit über die Bundesver- 
sicherungsanstalt auf die Beachtung von 
Gesetz und Satzung beschränkt. Der 
Ausdruck „erstreckt“ könnte dahin miß- 
verstanden werden, daß sich die Aufsicht 
auch auf die Zweckmäßigkeit bezieht. 


4. a) §2 Absatz 2 

Im Satz 1 sind die Worte „Dem Bun- 
desminister für Arbeit“ zu ersetzen 
durch die Worte „Der Aufsichtsbe- 
hörde“. 

b) Satz 3 ist zu streichen. 
Begründung: 

Die Prüfung des Geschäftsberichtes ist 
eine aufsichtsbehördliche Angelegenheit, 
die gemäß § 2 Absatz 1 dem Bundesver- 
sicherungsamt vorzubehalten ist. Das 
Bundesversicherungsamt ist in der Lage, 
den geprüften Geschäftsbericht dem Bun- 
desministerium für Arbeit als der ihm 
vorgeordneten Behörde vorzulegen. Der 
Bundesminister für Arbeit seinerseits 
kann, sofern dies für erforderlich er- 
achtet wird, Bundesregierung, Bundestag 
und Bundesrat über den Geschäftsbericht 
unterrichten. Insoweit bedarf es also 
keiner gesetzlichen Regelung. Im übrigen 
würde der Bundesrat ein mindestens 
gleiches Interesse am Geschäftsberidit 
haben wie der Bundestag. 

5. §§ 3, 4 und 5 

sind zu streichen. 

Begründung: 

Die Streichung ergibt sich aus der Neu- 
fassung des § 1 Absatz 2. 

6. § 7 Absatz 1 

Die Worte „des Bundesministers für 
Arbeit“ sind zu ersetzen durch die Worte 
„der Aufsichtsbehörde“. 

Begründung : 

Die Begründung ergibt sich aus der Neu- 
fassung des § 2 Absatz 2. 

7. a) § 7 Absatz 2 

Im Satz 1 werden die Worte „vom 
Bundesminister für Arbeit“ ersetzt 
durch die Worte „von der Aufsichts- 
behörde“. 

b) Im Satz 2 werden die Worte „der 
Bundesminister für Arbeit“ ersetzt 
durch die Worte „die Aufsichts- 
behörde“. 

Begründung: 

Die Begründung ergibt sich aus der 
Neufassung des § 2 Absatz 2. 


17 



8 . § 8 

Folgende Nr. 5 a) ist einzufügen: 

„5 a) Bildung, Aufgaben und Arbeits- 
weise der Geschäftsstellen (§ 1 
Absatz 3) im einzelnen.“ 

Begründung: 

Die Begründung ergibt sich aus der Neu- 
fassung des § 1 Absatz 3. 

9. § 8 Nr. 6 

Hinter dem Wort „Befugnisse“ sind in 
Klammern die Worte „(§ 1 Absatz 5 
letzter Satz GSv)“ einzufügen. 

Begründung: 

Redaktionelle Klarstellung. 

10. § 10 Absatz 2 

erhält folgende Fassung: 

„(2) Oberste Dienstbehörde ist, 
soweit nicht ausdrücklich eine andere 
Zuständigkeit begründet ist, der Vor- 
stand der Bundesversicherungsanstalt; 
er kann die Ausübung seiner Rechte 
auf die Geschäftsführung übertragen.“ 

Begründung: 

Die Begründung ergibt sich z. T. aus § 2 
Absatz 1. Das Delegationsredit sollte 
nidit auf den Vorsitzenden der Geschäfts- 
führung begrenzt werden, sondern dem 
Kollegium als solchem zukommen, für 
das die einzelnen in Betracht kommen- 
den Mitglieder ggf. handeln. 

11. § 11 

erhält folgende Fassung: 

4 11 

Die Beamten der Bundesversidie- 
rungsanstalt werden vom Vorstand 
der Bundesversicherungsanstalt er- 
nannt. Mitglieder der Geschäftsfüh- 
rung können in das Beamtenverhält- 
nis erst berufen werden, nachdem die 
Bundesregierung gemäß § 10 Absatz 2 
in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Buch- 
stabe c des Selbstverwaltungsgesetzes 
die durch die Vertreterversammlung 
erfolgte Wahl bestätigt hat.“ 


Begründung: 

Die Neufassung ergibt sich aus § 1 Ab- 
satz 2 (neu) und den in den angezogenen 
Bestimmungen des Selbstverwaltungs- 
gesetzes niedergelegten Grundsätzen. 
Hiernach steht der staatlichen Gewalt 
allein ein einfaches Bestätigungsrecht der 
Mitglieder der Geschäftsführung zu. Im 
übrigen ist die Gesamtverantwortung für 
die Personalgestaltung dem eigenverant- 
wortlichen Selbstverwaltungsermessen der 
Sozialversicherungsträger übertragen. Es 
könnte zu unerfreulichen Schwierigkeiten 
führen, wenn über das Ernennungsrecht 
für alle Beamten Meinungsverschieden- 
heiten in Personaldingen über das Be- 
stätigungsrecht hinaus ausgetragen würden. 

12. § 13 Absatz 1 

Die Worte „dem Bundesminister für 
Arbeit“ sind durch die Worte „der Auf- 
sichtsbehörde“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Änderung ergibt sich aus der Neu- 
fassung des § 2 Absatz 1. 

13. a) § 13 Absatz 2 

Das Wort „Bundesregierung“ ist 
durch das Wort „Aufsichtsbehörde“ 
zu ersetzen. 

b) Die Worte „oder die Leistungsfähig- 
keit der Bundesversicherungsanstalt 
zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
gefährdet“ sind zu streichen. 

Die Streichung erfolgt mit der Erwä- 
gung, daß § 1355 der Reichsversiche- 
rungsordnung eine entsprechende 
Korrektur erfährt. 

Begründung: 

a) Die Änderung ergibt sich aus der Neu- 
fassung des § 2 Absatz 1 in Verbin- 
dung mit der Tatsache, daß bei Bedarf 
im Zuge des Behördenaufbaus intern 
eine Abstimmung mit der Bundes- 
regierung herbeigeführt werden kann. 

b) Der Nachsatz würde eine zu weit- 
gehende Beachtung von Zweckmäßig- 
keits- oder politischen Fragen und 
damit zu einer unerwünschten Ein- 
engung der Selbstverwaltung führen. 
Er steht zudem im Widerspruch mit 
dem Gesetzentwurf über die Errich- 
tung eines Bundesversicherungsamtes 
(Neufassung des § 30 RVO). 
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14. § 13 Absatz 3 

Das Wort „Bundesregierung“ wird durch 
das Wort „Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

Begründung : 

Die Änderung ergibt sich aus der Neu- 
fassung des § 2 Absatz 2 in Verbindung 
mit der Tatsache, daß bei Bedarf im Zuge 
des Behördenaufbaus intern eine Abstim- 
mung mit der Bundesregierung herbei- 
geführt werden kann. 

15. § 13 Absatz 4 

Satz 2 erhält folgende Neufassung: 

„Werden bei der Feststellung die Be- 
anstandungen der Aufsichtsbehörde 
nicht berücksichtigt, kann diese inso- 
weit den Feststellungsbeschluß auf- 
hcben.“ 

Begründung: 

Siehe zu § 13 Absatz 2. 

16. § 14 Absatz 2 
ist zu streichen. 

Begründung: 

Aus haushaltsrechtlichen Gründen ist 
diese Bestimmung entbehrlich. 

17. §§ 16 und 18 

Die Bestimmungen sind auf der Grund- 
lage des § 18 zusammenzufassen. Der 
neue § 16 würde dann folgenden Wort- 
laut erhalten müssen: 

4 16 

(1) Die bei den Landesversiche- 
rungsanstalten beschäftigten Beamten, 
Angestellten und Arbeiter, die am 
1. Januar 1953 ausschließlidi für die 
Erfüllung von Aufgaben der Ange- 
stelltenversicherung tätig waren und 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
bei den Landesversicherungsanstalten 
tätig sind, sind mindestens nach der 
für sie bisher maßgebenden Besol- 
dungs-, Vergütungs- oder Lohngruppe 
zu den Geschäftsstellen der Bundes- 
versicherungsanstalt (§ 1 Abs. 3) zu 
übernehmen. Von der Gesamtzahl der 
am 1. Januar 1953 bei jeder Landes- 
versicherungsanstalt besdiäftigten Be- 
amten, Angestellten und Arbeiter ist. 


unbeschadet anderweitiger Abmachun- 
gen zwischen den beteiligten Versiche- 
rungsträgern, von der Bundesvcrsiche- 
rungsanstalt zu den Geschäftsstellen 
(§ 1 Abs. 3) eine Anzahl zu überneh- 
men, die etwa dem Verhältnis ent- 
spricht, das zwischen dem Gesamt- 
arbeitsanfall bei der Landesversichc- 
rungsanstalt und dem darin einge- 
schlossenen Anteil der Angestellten- 
versicherung im Mittelwert für das 
Jahr 1952 bestand. 

(2) Die zu übernehmenden Beamten, 
Angestellten und Arbeiter werden ge- 
meinsam von der Bundesversiche- 
rungsanstalt und der jeweiligen Lan- 
desversicherungsanstalt bestimmt. In- 
soweit ein Einverständnis nicht zu er- 
zielen ist, entscheiden die beiderseiti- 
gen Aufsichtsbehörden gemeinsam. 
Grundsätzlich soll die Übernahme sol- 
cher Beamten, Angestellten und Ar- 
beiter der Landesversicherungsanstal- 
ten gegen deren Willen nicht bestimmt 
werden, die bereits vor dem 8. Mai 
1945 Bedienstete der Landesversiche- 
rungsanstalten waren. Im übrigen gel- 
ten für die Beamten die Vorschriften 
des Kapitels V des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf dem 
Gebiete des allgemeinen Beamten-, 
des Besoldungs- und des Versorgung^- 
rechts vom 30. Juni 1933 in der Bun- 
desfassung vom 24. Januar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 87, 97). 

(3) Außer in den Fällen des § 23 
Absatz 3 des Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften auf dem Gebiete des 
allgemeinen Beamten-, des Besoldungs- 
und des Versorgungsrechts kann der 
Vorstand der Bundesversicherungs- 
anstalt innerhalb eines Jahres nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes Beamte ln 
den Wartestand versetzen, die für 
den Dienst in der Bundesversicherungs- 
anstalt nicht geeignet sind; der Ein- 
wand der Nichteignung soll in der 
Regel gegenüber solchen Beamten 
nicht erhoben werden, die vor dem 
1. Januar 1949 in die Dienste einer 
Landesversicherungsanstalt getreten 
sind oder früher der Reichsversiche- 
rungsanstalt für Angestellte angehört 
haben. 

(4) Die zu übernehmenden Beamten 
der Landesversicherungsanstalten wer- 
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den zu dem Zeitpunkt Beamte der 
Bundesversicherungsanstalt, in dem 
die Aufgaben auf dem Gebiete der 
Angestelltenversicherung auf die 
Bundesversicherungsanstalt übergehen 
(§ 26); einer Neuernennungsurkunde 
bedarf es zur Begründung dieses Be- 
amtenverh'ältnisses nicht. Dies gilt 
entsprechend auch für Angestellte und 
Arbeiter. 

(5) Sind die Dienstbezüge eines An- 
gestellten oder Arbeiters nach dem 
Stand am Tage vor der Übernahme 
höher als die am Tage der Übernahme 
zustehenden Dienstbezüge, so wird 
der Unterschiedsbetrag als persönliche 
Ausgleichszulage so lange gewährt, bis 
er durch Steigen der Dienstbezüge 
ausgeglichen wird. 

Dienstbezüge sind sämtliche laufende 
Geldbezüge aus dem Dienstvertrag mit 
Ausnahme von Kinderzuschlägen, 
Überstundenvergütungen, Aufwands- 
entschädigungen, Reisekostenvergütun- 
gen und Trennungsgeldern.“ 

Begründung: 

Die Überleitung des Personals von den 
überwiegend landesunmittelbaren Landes- 
versicherungsanstalten auf die bundesun- 
mittelbare Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte erfordert eine gerechte Ab- 
wägung in beiderseitigem Interesse. 

Es muß sichergestellt werden, daß einer- 
seits entsprechend dem tatsächlichen Ar- 
beitsaufwand für Angelegenheiten der An- 
gestelltenversicherung die Landesversiche- 
rungsanstalten von dadurch nicht mehr 
notwendigem Personal entlastet werden 
und andererseits die Bundesversicherungs- 
anstalt das notwendige Personal für diese 
Zwecke erhält. Eine Besitzstandswahrung 
für die Bediensteten anläßlich des Über- 
gangs erscheint notwendig. Diskriminie- 
rende Bestimmungen, die sich aus einem 
Mißtrauen gegenüber der Personalpolitik 
der Landesversicherungsanstalten ergeben, 
erscheinen unangebracht, zumal insbeson- 
dere hinsichtlich der Beamten eine gewis- 
senhafte aufsichtsbehördliche Kontrolle 
bestand. Die Personalübernahme sollte von 
den beteiligten Selbstverwaltungskörper- 
schaften In freier Vereinbarung gestaltet 
werden. Nur soweit es zu Streitigkeiten 
kommt, ist die Einschaltung der Aufsichts- 
behörden geboten. 


18. S 19 Absatz 2 

Zwischen die Worte „Angestelltenversiche- 
rung“ und „erworben“ sind die Worte 
„für diese“ einzufügen. 

Begründung: 

Redaktionelle Klarstellung. 

19. § 23 

Satz 3 erhält folgende Neufassung: 

„Den Vorsitzenden bestimmen die Bei- 
sitzer gemeinsam; kommt binnen Mo- 
natsfrist eine Einigung nicht zustande, 
so bestimmt den Vorsitzenden die Auf- 
sichtsbehörde der Bundesversicherungs- 
anstalt im Einvernehmen mit der Auf- 
sichtsbehörde derjenigen Landesver- 
sicherungsanstalt, in deren Bereich der 
Streit besteht.“ 

Begründung: 

Es sollte weitgehend angestrebt werden, 
das Schiedsgericht im gegenseitigen Ein- 
vernehmen zu besetzen. Soweit das im Ein- 
zelfalle nicht möglich ist, muß der Vor- 
sitzende neutral bestimmt werden und 
nicht etwa einseitig durch eine Stelle des 
Bundes. 

20. a) § 24 Absatz 1 

Satz 3 erhält folgende Einleitung: 
„Zum Nachweis des Eigentums 
gegenüber dem Grundbuchamt ge- 
nügt “. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung, 
b) § 24 Absatz 1 

Im letzten Satz ist das Wort „Körper- 
schaft“ durch das Wort „Anstalt“ zu 
ersetzen. 

Begründung: 

Die Änderung ergibt sich aus der Neu- 
fassung des § 1 Absatz 2. 

21. a) § 26 Absatz 1 

Im Satz 1 werden die Worte „bis läng- 
stens“ und „spätestens“ gestrichen. 

b) Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, die Überleitung 
der Aufgaben für das gesamte Bundesge- 
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biet auf einen einheitlichen Zeitpunkt fest- 
zulegen. Dies erhöht die Sicherheit des all- 
gemeinen Rechtsverkehrs und ermöglicht 
allen Beteiligten, sich rechtzeitig auf die 
Neuerung einzustellen. 

22. a) § 29 

Dem Satz 1 wird angefügt: 

„. . . und der zwischen der Landes- 
versicherungsanstalt Rheinprovinz 
und der Seekasse getroffenen Ver- 
einbarung vom 14. /25. August 
1952." 

b) Im Satz 2 werden die Worte „des Bun- 
desministers für Arbeit“ durch die 
Worte „der Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

Begründung: 

Die Vereinbarung vom 16. Dezember 1943 
zwischen der früheren Reidisversicherungs- 
anstalt für Angestellte und der Seekasse 
war spätestens mit dem Inkrafttreten des 
§ 8 der Auslandsverordnung vom 

29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 230) 
insoweit unwirksam geworden. Auf An- 
regung des Bundesministers für Arbeit und 
unter Billigung der beiderseitigen Auf- 
sichtsbehörden haben deshalb die Landes- 
versicherungsanstalt Rheinprovinz und die 
Seekasse eine neue Vereinbarung getroffen, 
die den veränderten Verhältnissen Redi- 
nung trägt. Diese Vereinbarung sollte vor- 
behaltlich von Änderungen und Ergänzun- 
gen zwischen der Seekasse und der nun- 
mehr zuständig gewordenen Bundesver- 
sicherungsanstalt bestätigt und aufrechter- 
halten werden. 

23. S 30 

ist zu streichen. 

Begründung: 

Die Wahlen zur Angestelltenver Sicherung 
finden in Kürze statt. Die rechtzeitige Bil- 
dung der Organe ist sichergestellt. 

24. § 32 

erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Die nach dem Selbstverwal- 
tungsgesetz gebildete Vertreterver- 


sammlung der Rentenversicherung der 
Angestellten ist durch diese um eine 
Zahl von Vertretern der Berliner Ar- 
beitnehmer und Arbeitgeber zu er- 
höhen, die der Zahl der Berliner ver- 
sicherten Angestellten entspricht.“ 

Begründung: 

Das Selbstverwaltungsgesetz Ist von Berlin 
nicht übernommen worden. Infolgedessen 
sind auf den eingereichten Vorschlagslisten 
keine Vertreter der Berliner Arbeitnehmer 
und Arbeitgefber enthalten. Wahlen nach 
dem Selbstverwaltungsgesetz können in 
Berlin nicht stattfinden. Eine Ergänzung 
des zu bildenden Organs der Rentenver- 
sicherung der Angestellten Ist deshalb not- 
wendig. Diese Ergänzung soll die zu bil- 
dende Vertreterversammlung vornehmen. 
Die Zahl, um die sich die V ertreterversamm- 
lung durch Hinzutritt der Berliner Mitglie- 
der erhöht, soll nach dem Verhältnis der in 
Berlin versicherten Angestellten zu den im 
Bundesgebiet versicherten Angestellten er- 
mittelt werden. 

25. § 33 

erhält folgende Fassung: 

4 33 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft; entgegenstehende Vorschrif- 
ten treten zu diesem Zeitpunkt außer 
Kraft.“ 

Begründung: 

Das Im Entwurf vorgesehene Inkrafttreten 
am 1. April 1953 ist technisch unmöglich. 
Ein derartiges Organisationsgesetz kann 
nicht rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
Zweckmäßig wird der erste Tag eines Mo- 
nats genommen, der nach der Verkündung 
Hegt. Da das Geschäftsjahr der Bundes- 
versicherungsanstalt sich mit dem Kalen- 
derjahr deien soll, wird es ggf. zweck- 
mäßig sein, den 1. Januar 1954 zu wählen. 

Die vorgesehene Aufhebung der §§ 93 bis 
130 AVG stellt praktisch einen unvoll- 
ständigen Katalog zur notwendigen Gene- 
ralklausel auf und erscheint unzweck- 
mäßig. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 


zu den Änderungsvorschlägen des Bundesnttes vom 20. März 1953 zum Entwurf eines 
G^esetzes über die Errichtung einer Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 


Der in dem Schreiben des Herrn Präsidenten 
des Bundesrates an den Herrn Bundeskanzler 
vom 20. März 1953 zum Ausdruck gebrachten 
grundsätzlichen Ablehnung des o. a. Gesetz- 
entwurfes steht der Beschluß des Bundestages 
vom 26. Juni 1952 entgegen. Wenn vor allem 
bemängelt wird, daß ausreichende finanztech- 
nische Unterlagen dem Bundesrat nicht vorge- 
legt worden seien, so ist demgegenüber fest- 
zustellen, daß es soldier Unterlagen nicht be- 
darf, weil die Errichtung eines eigenen 
Trägers für die Angestelltenversicherung deren 
finanzielle Lage nicht beeinträchtigt; die Ver- 
waltungskosten dürften im übrigen bei einem 
zentralen Träger, wie ihn der Entwurf vor- 
sieht, geringer sein, als es bei dem jetzigen 
Zustand der Fall ist. Die weitere Behauptung, 
der Entwurf sei unzureichend formuliert, be- 
gründet und erläutert, ist durdi die Stellung- 
nahme des Bundesrates zu den Einzelbestim- 
mungen nicht erwiesen. Im einzelnen nimmt 
die Bundesregierung zu den Vorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu Nr. 1: 

Nach Artikel 87 Abs. 2 des Grundgesetzes 
werden als „bundesunmittelbare Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts .... diejenigen 
sozialen Versicherungsträger geführt, deren 
Zuständigkeitsbereich sich über das Gebiet 
eines Landes hinaus erstreckt,“; die Fassung 
des Entwurfes entspricht dieser Terminologie. 

Nach dem Entwurf soll die Bundesversiche- 
rungsanstalt als zentraler Versidierungsträger 
errichtet werden. Daher reicht für die Rechts- 
stellung der Organe die Bezugnahme auf das 
Selbstverwaltungsgesetz nicht aus. Es mußten 
darüber hinaus Sonderregelungen getroffen 
werden, wie sie u. a. im § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 
und 3 und im § 6 vorgesehen sind. Darin liegt 
kein Verstoß gegen die Grundsätze der Selbst- 
verwaltung. Wiederholungen der Vorschriften 
des Selbstverwaltungsgesetzes dienen zugleich 
dazu, das Gesetz leichter verständlich zu machen. 
Die Fassung des § 1 Abs. 2 ist daher aufrecht 
zu erhalten. Dem Änderungsvorschlag wird 
nicht zugestimmt. 


Zu Nr. 2; 

Der lintwurf geht davon aus, daß die Bun- 
desversicherungsanstalt in eigener Verwaltung 
(Selbstverwaltung) über ihre innere Organi- 
sation bestimmt. Es soll daher den Selbstver- 
waltungsorganen überlassen bleiben, nach Be- 
darf örtliche Geschäftsstellen zu errichten. Die 
enge Verbindung zwischen Träger und Ver- 
sicherten ist auch durdi die Einrichtung der 
Versichertenältesten und der Vertrauens- 
männer (§ 8 Nr. 6) gewährleistet. Diese Ein- 
richtung hat sich bei der Reichsversicherungs- 
anstalt in jahrzehntelanger Praxis aufs beste 
bewährt. Dem Änderungsvorschlag wird da- 
her nicht zugestimmt. 

Zu Nr. 3 a; 

Der Entwurf überträgt die Aufsicht grund- 
sätzlich dem Bundesminister für Arbeit. Diese 
Regelung entspricht der Rechtslage vor dem 
Aulbaugesetz vom 5. Juli 1934 (Reidisge- 
setzbl. 1 S. 575). Wenn auch bei bundesunmit- 
telbaren Trägern die Aufsicht im allgemeinen 
vom Bundesversicherungsamt geführt werden 
soll, so ist es bei der besonderen Bedeutung 
der Bundesversicherungsanstalt richtig, die im 
Entwurf enthaltene Regelung zu wählen. Dem 
Änderungsvorschlag kann daher nicht zuge- 
stimmt werden. 

Zu Nr. 3 b: 

Die Fassung des Entwurfes entspricht der 
Neufassung des § 30 Abs. 1 Satz 1 RVO, wie 
sie durch § 5 Nr. 1 des Entwurfes des Ge- 
setzes zur Errichtung des Bundesversiche- 
rungsamtes vorgesehen und vom Bundesrat 
nicht beanstandet worden ist. Dem Ände- 
rungsvorschlag kann daher nicht zugestimmt 
werden. 

Zu Nr. 4 a: 

Da dem Vorschlag zu Nr. 3 a nicht ent- 
sprochen wird, muß die Fassung des Entwurfs 
aufrecht erhalten bleiben. 

Zu Nr. 4 b: 

Es wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5: 

Die Vorschriften der §§ 3, 4 und 5 betreffen 
die Rechtsstellung der Organe und der Ge- 
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schäftsführung. Eine Streichung ist nicht ge- 
rechtfertigt, da dem Vorschlag zu Nr. 1 nicht 
entsprochen wird. Der vorgeschlagenen Ände- 
rung kann daher nicht zugestimmt werden. 

Zu Nr. 6 und Nr. 7: 

Da dem Vorschlag zu Nr. 3 a nicht ent- 
sprochen wird, muß die Fassung des Entwurfs 
aufrecht erhalten bleiben. 

Zu Nr. 8: 

Da die Errichtung von Geschäftsstellen durch 
das Gesetz nicht vorgeschrieben wird, erübrigt 
es sich, Bestimmungen über die Bildung, die 
Aufgaben und die Arbeitsweise der Geschäfts- 
stellen als Mindestbestimmungen der Satzung 
vorzuschreiben (vgl. zu Nr. 2). Dem Ände- 
rungsvorschlag kann daher nicht entsprochen 
werden. 

Zu Nr. 9: 

Da die Satzung sich stets im Rahmen des gel- 
tenden Rechts halten muß, ist der Hinweis auf 
das Selbstverwaltungsgesetz entbehrlich. Dem 
Änderungsvorschlag kann daher nicht zuge- 
stimmt werden. 

Zu Nr 10; 

Der Vorschlag des Bundesrates wird dem 
Unterschied zwischen oberster Dienstbehörde 
und Aufsichtsbehörde nicht gerecht. Im übri- 
gen läßt die Begründung nicht erkennen, wes- 
halb die Delegationsbefugnis auf das Ge- 
schäftsführungskollegium zweckmäßiger sein 
sollte. Dem Änderungsvorschlag kann daher 
nicht zugestimmt werden. 

Zu Nr. 11: 

In dem Vorschlag der Bundesregierung auf 
Berufung der Mitglieder der Geschäftsführung 
in das Beamtenverhältnis liegt zugleich die Be- 
stätigung der Wahl. Daher ist die Regelung 
des Entwurfs folgerichtig und einfacher als 
das vom Bundesrat vorgeschlagene Verfahren. 
Das Ernennungsrecht des Bundesministers für 
Arbeit für die übrigen Beamten entspricht den 
Grundsätzen der Beamtenernennung bei mit- 
telbaren Bundesbeamten. Bei der Bedeutung 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
ist es nicht angebradit, von dieser grundsätz- 
lichen Regelung abzugehen. Dem Änderungs- 
vorschlag kann daher nicht entsprochen 
werden. 

Zu Nr. 12, Nr. 13a und Nr. 14: 

Da dem Vorschlag zu Nr. 3 a nicht ent- 
sprochen wird, muß die Fassung des Entwurfs 
aufrecht erhalten bleiben. 


Zu Nr. 13 b und Nr. 15: 

Der Entwurf übernimmt die Regelung, die 
im § 1355 RVO für die Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter hinsichtlich der Be- 
fugnisse der Aufsichtsbehörde bei der Haus- 
haltsaufstellung enthalten ist. 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll ein 
Beanstandungsrecht nur bei Verstoß gegen Ge- 
setz und Satzung eingeräumt werden; in 
einer Beanstandung wegen Beeinträchtigung 
der Leistungsfähigkeit sieht er eine uner- 
wünschte Einengung der Selbstverwaltung. Es 
ist jedodi eine wesentliche Aufgabe der 
Staatsaufsicht, die Leistungsfähigkeit einer 
Selbstverwaltungseinrichtung zur Erfüllung 
der ihr vom Staat übertragenen Aufgaben zu 
erhalten. Daher bedarf die Staatsaufsicht des 
im Entwurf vorgesehenen Beanstandungs- 
rechts. 

Eine wirksame Staatsaufsicht läßt sich nur 
durchführen, wenn bei Versagen der Selbst- 
verwaltung die Aufsichtsbehörde selbst han- 
deln kann. Dieser Grundsatz ist in der ge- 
meindlichen Selbstverwaltung allgemein gül- 
tiges Recht. Er ist daher auch im Entwurf 
übernommen worden. Dem Änderungsvor- 
schlag kann daher nicht zugestimmt werden. 

Zu Nr. 16: 

Es wird zugestimmt. 

Zu Nr. 17: 

Den für den Änderungsvorschlag maßgeben- 
den Erwägungen trägt die Fassung des Ent- 
wurfs mindestens im gleichen Maße Rechnung. 
Die Vorschriften im § 16 Abs. 3 und 4 sind 
aus grundsätzlichen Erwägungen notwendig 
und entsprechen der Regelung im Gesetz über 
die Erriditung einer Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(§ 37 Abs. 2 und 3). Bei der vom Bundesrat 
unterstellten gewissenhaften aufsichtsfbehörd- 
lichen Kontrolle wird von diesen Vorschriften 
auch kein Gebrauch zu machen sein. Eine freie 
Vereinbarung bei der Personalübernahme ist 
jedenfalls hinsichtlich der Beamten nicht mög- 
lich, weil das Beamtenrechtsänderungsgesetz 
(§ 22 Abs. 2) zwingend die Einschaltung der 
Aufsichtsbehörden vorschreibt. Um den An- 
regungen des Bundesrates Rechnung zu tragen, 
könnten in den §§16 und 18 folgende Ände- 
rungen vorgenommen werden: 
a) In § 16 Abs. 2 wird hinter Satz 1 folgen- 
der Satz eingefügt: 

„Die Auswahl soll sich in erster Linie 
auf Beamte der Landesversicherungsan- 



staken erstrecken, die am 8. Mal 1945 
Beamte der Reidisversicherungsanstalt 
für Angestellte waren oder die am 
31. Dezember 1952 ausschließlich für 
die Erfüllung von Aufgaben der An- 
gestelltenversicherung tätig waren.“ 

b) § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die bei den Landes Versiche- 
rungsanstalten beschäftigten Angestell- 
ten gilt § 16 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
entsprechend. Die zu übernehmenden 
Angestellten treten zu den nach § 26 
bestimmten Zeitpunkten nach der für 
sie bisher maßgebenden Vergütungs- 
gruppe in den Dienst der Bundesver- 
sicherungsanstalt. “ 

c) Im § 18 Abs. 2 sind die Worte „oder Ar- 
beiters“ zu streichen. 

d) Dem § 18 wird folgender Absatz 4 hin- 
zugefügt: 

„Die bei den Landesversicherungsan- 
stalten beschäftigten Arbeiter, die am 
31. Dezember 1952 ausschließlich für 
Zwecke der Angestelltenversicherung 
tätig waren, treten zu den nach § 26 
bestimmten Zeitpunkten nach der für 
sie bisher maßgebenden Lohngruppe 
in den Dienst der Bundesversicherungs- 
anstalt. Die Absätze 2 und 3 gelten 
entsprechend.“ 

Zu Nr. 18: 

Es wird zugestimmt. 

Zu Nr. 19: 

Die Bestimmung des Vorsitzenden durch eine 
neutrale Stelle ist dadurch gewährleistet, daß 
sie vom Bundesminister der Justiz vorgenom- 
men wird. Der Vorschlag des Bundesrates 
würde im übrigen in der Praxis dann auf 
Schwierigkeiten stoßen, wenn ein Einverneh- 
men der Aufsiditsbehörden nicht erzielt wird. 
Die Regelung des Entwurfs entspricht dem im 
§ 46 des Gesetzes über die Errichtung einer 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vorgesehenen Verfah- 
ren. Dem Änderungsvorschlag wird daher 
nicht zugestimmt. 

Zu Nr. 20 a: 

Es wird zugestimmt. 

Zu Nr. 20 b: 

Da dem Vorschlag zu Nr. 1 nidit zugestimmt 
wird, muß die Fassung des Entwurfs aufrecht 
erhalten bleiben. 


Zu Nr. 21a und b: 

Es wird zugestimmt. 

Zu Nr. 22 a: 

Durch § 29 in der Fassung des Entwurfs wird 
die zwisdien der Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz und der Seekasse getroffene 
Vereinbarung vom 14. /25. August 1952 gegen- 
standslos. Zur Klarstellung könnte im § 29 
hinter dem Wort „sich“ das Wort „ausschließ- 
lich“ eingefügt werden. Weiterhin wäre dem 
§ 29 folgender Absatz 2 anzufügen. 

„(2) Soweit in der Verordnung über 
Durchführung der deutschen Sozialver- 
sicherung bei Auslandsaufenthalt vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 230) 
die Landesversicherungsanstalt Rheinpro- 
vinz für Angelegenheiten der Angestell- 
tenversicherung zuständig ist, tritt unbe- 
schadet der Vorschrift des Absatzes 1 an 
ihre Stelle die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte.“ 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird daher nicht zugestimmt. 

Zu Nr. 22 b: 

Da dem Vorschlag zu Nr. 3 a nidit ent- 
sprochen wird, muß die Fassung des Entwurfs 
aufrecht erhalten bleiben. 

Zu Nr. 23: 

Es wird zugestimmt. 

Zu Nr. 24: 

Eine vom Bundesrat vorgeschlagene Zuwahl 
widerspricht den Grundsätzen des Selbstver- 
waltungsgesetzes, das in Berlin noch nicht ein- 
geführt ist. Dem Änderungsvorschlag wird da- 
her nicht zugestimmt. 

Zu Nr. 25: 

Im Entwurf ist das Inkrafttreten des Gesetzes 
für den 1. April 1953 vorgesehen. Die Be- 
denken des Bundesrates sind durch Zeltab- 
lauf bedingt; um dem Rechnung zu tragen, 
kann für das Inkrafttreten des Gesetzes der 
1. Juli 1953 gewählt werden. Für eine weitere 
Hinaussdiiebung des Termins besteht keine 
Notwendigkeit, zumal für die Übernahme der 
Aufgaben durch die Bundesversicherungsan- 
stalt eine besondere 6-Monatsfrist vorgesehen 
ist. 

Dem Änderungsvorschlag wird daher zu- 
gestimmt mit der Maßgabe, daß für das In- 
krafttreten des Gesetzes der 1. Juli 1953 be- 
stimmt wird. 
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